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Eine 82-jährige urteilsfähige Frau möchte seit min-
destens acht Jahren sterben, befindet sich aber unbe-
strittenermassen noch nicht am Lebensende im Sin-
ne der Richtlinien der Schweizerischen Akademie der 
Medizinischen Wissenschaften (SAMW). Mehrere 
Ärzte lehnten die Verschreibung des todbringenden 
Mittels (Natrium-Pentobarbital) nicht aus Gewis-
sensgründen ab, sondern weil sie standesrechtliche 
Konsequenzen befürchteten. Die Frau gelangte in der 
Folge an die Gesundheitsdirektion des Kantons Zü-
rich, welche die Verschreibung ebenfalls ablehnte 
und deren Entscheid vom Zürcher Verwaltungsge-
richt und vom Bundesgericht bestätigt wurde. Zu-
letzt wandte sie sich an den EGMR, machte eine Ver-
letzung ihres (gestützt auf ein früher ergangenes 
Urteil des EGMR bestehenden) Rechts auf Wahl von 
Art und Zeitpunkt der Lebensbeendigung geltend 
und verlangte die Verschreibung des Natrium-Pen-
tobarbitals.
Erwägungen
In seinem Urteil vom 14. Mai 2013 erkennt der EGMR 
eine Verletzung von Artikel 8 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (Recht auf Achtung des Pri-
vat- und Familienlebens) durch die Schweiz, indem 
diese nicht genügend klare Leitlinien im Hinblick auf 
den Umfang des Rechts auf Lebensbeendigung be-
reitstellt. Dies habe dazu geführt, dass sich die Be-
schwerdeführerin in einem Zustand der Angst und 
Ungewissheit wiedergefunden habe ([…] the appli-
cant must have found herself in a state of anguish 
and uncertainty regarding the extent of her right to 
end her life […]).
Der Gerichtshof äussert sich explizit nicht dazu, 
wie eine allfällige Regulierung aussehen soll und lässt 
damit grundsätzlich auch die Möglichkeit offen, für 
solche Fälle eine Verschreibung zu verbieten. Die 
Schweiz verletzt gemäss Urteilstext die Menschen-
rechtskonvention einzig dadurch, dass sie bis heute 
keine genügend klare Regulierung für solche Fälle 
erlassen hat. Dies ist – entgegen der Berichterstattung 
in der NZZ vom 15. Mai 2013 – nicht als Kampfansa-
ge an das Richterrecht zu verstehen: Beanstandet 
wurde nämlich nicht etwa eine fallorientierte Ent-
scheidungsfindung, sondern das Fehlen jeglicher 
Anhaltspunkte für den Umgang mit solchen Fällen 
und die daraus folgende Unsicherheit für die betrof-
fenen Menschen, aber auch für weitere Akteure wie 
namentlich die mitwirkenden Ärztinnen und Ärzte.
Der Gerichtshof hat es darüber hinaus auch abge-
lehnt, eine Verschreibung von Natrium-Pentobarbi-
tal im konkreten Fall anzuordnen. Stattdessen hat er 
darauf hingewiesen, dass es das Ziel der EMRK sei, 
die darin festgeschriebenen Rechte und Freiheiten 
Ganz zum Schluss noch ein Hinweis in einem et-
was weiteren Kontext: Im konkreten Fall geht es um 
ungedeckte Krankheits- und Behinderungskosten, 
die einem schwer hilflosen Invaliden zukommen. 
Dieser bei (mindestens) Fr. 90 000.– zu plafonierende 
Jahresbeitrag ergänzt die sonstigen Leistungen der 
Sozialversicherungen (Rente, Leistungen der Kran-
kenversicherung, Hilflosen- und Assistenzentschä-
digung). Im Hinblick auf die Kostenerwägungen, die 
das Bundesgericht im Myozme-Entscheid angestellt 
hat (BGE 136 V 395, E. 7), zeigt sich hier eine völlig 
andere Realität: War im genannten Entscheid mehr-
fach von Beträgen von um Fr. 100 000.– die Rede, die 
vom Gesundheitswesen höchstens pro Jahr für einen 
Versicherten aufgebracht werden könnten, zeigen die 
Gesamtkosten bei schwer pflegebedürftigen Perso-
nen, dass pauschale Festlegungen (wie sie im genann-
ten Entscheid übrigens nicht gemacht, sondern 
 lediglich diskutiert wurden!) den berechtigten Be-
dürfnissen Behinderter nicht gerecht würden. Eine 
Pauschale für gewisse Leistungskategorien (hier: 
jährliche Vergütung ungedeckter Krankheits- und 
Behinderungskosten) ist praktikabel, ein «Gesamt-
plafond» würde schwer pflegebedürftige Personen 
allerdings in einer Art und Weise benachteiligen, die 




Urteil des Europäischen Gerichtshofs für 
 Menschenrechte vom 14. Mai 2013 (67810/10)
Schweiz muss Suizidhilfe regeln
Die Forderung nach einer gesetzlichen Regulierung 
der Suizidhilfe ist nicht neu. Deren Umsetzung schei-
terte bisher unter anderem daran, dass man die The-
matik einzig aus der strafrechtlichen Perspektive 
betrachtet hat. Ein Blick auf die derzeit geltenden 
Grundsätze zeigt, dass diese lückenhaft sind. So ist 
insbesondere unklar, ob Suizidhilfe auch dann zuläs-
sig ist, wenn die betroffene Person nicht am Lebens-
ende steht. Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) hat die Schweiz dazu aufgefordert, 
umfassende und klare Leitlinien über den Zugang 
dieser Personen zu einer todbringenden Substanz zu 
erlassen.






Urteil des Obergerichts des Kantons Zürich  
vom 18. Dezember 2012 (SB120298) =  
NZZ vom 19. Dezember 2012, S. 17
Entführung eines Dementen durch Verbringung 
nach Indien
Die Verbringung eines dementen 74-Jährigen nach 
Indien, wo er von zwei Männern, die nicht Deutsch 
verstehen, betreut wird, um monatlich Pflegekosten 
von CHF  9000.– zu sparen, stellt eine Entführung 
(Art. 183 StGB) dar und wird mit einer unbedingten 
Freiheitsstrafe von vier Jahren bestraft.
Die heute 65-jährige ehemalige Devisenhändlerin 
hatte 2008 ihren damals 74-jährigen Partner in einer 
indischen Bleibe zurückgelassen und damit verhin-
dern wollen, dass sein Vermögen durch hohe Pflege-
kosten tangiert wird. Alleinerbin des Opfers ist die 
Tochter der Beschuldigten.
Der ehemalige Landwirt aus dem Raum Winter-
thur war seit einem Suizidversuch halbseitig ge-
lähmt, er litt unter schwerer Demenz und zeigte An-
zeichen einer Depression. Bis 2008 lebte er in einem 
Pflegeheim, aufgrund seiner starken Pflegebedürftig-
keit für 9000 Franken monatlich. Die Lebenspartne-
rin kündigte Anfang 2008 den Heimplatz und gab 
vor, ihn selber zu Hause pflegen zu wollen.
Tatsächlich aber brachte die Frau den damals 
74-Jährigen nach Punjab in Indien und reiste nach 
wenigen Tagen wieder ab. Sie überliess ihren hilflo-
sen Partner der Obhut zweier Männer, die über kei-
nerlei pflegerische Kenntnisse verfügten und weder 
Deutsch noch Englisch sprachen. Neun Monate nach 
der Ankunft in Indien verstarb der Mann, die Todes-
umstände können nicht mehr eruiert werden.
Das Bezirksgericht Winterthur hat am 5. April die 
Lebenspartnerin eines Pflegebedürftigen wegen Aus-
setzung zu 24 Monaten Freiheitsstrafe bedingt ver-
urteilt (siehe Urteilsbesprechung Nr. 13). Das Ober-
gericht des Kantons Zürich qualifizierte nunmehr die 
Verbringung des dementen 74-Jährigen als Entfüh-
rung (Art.  183  StGB) und sprach eine unbedingte 
Freiheitsstrafe von vier Jahren aus.
Hardy Landolt
durch die Mitgliedstaaten und deren Rechtssysteme 
zu gewährleisten.
Bemerkungen
Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass die Schweiz in 
Anwendung von Art. 43 EMRK eine Verweisung an 
die Grosse Kammer des EGMR beantragt hat. Sollte 
der Antrag angenommen werden, bliebe abzuwarten, 
wie die Grosse Kammer entscheidet. Ansonsten wird 
das Urteil der Kammer 14. Mai 2013 endgültig und 
verbindlich.
An dieser Stelle soll nicht darüber spekuliert wer-
den, wie die Grosse Kammer entscheiden könnte. Es 
sei lediglich darauf hingewiesen, dass das Urteil mit 
vier zu drei Stimmen gefällt worden ist und dass die 
Schweizer Richterin mit der Mehrheit gestimmt hat. 
Unbestritten dürfte sein, dass es zur Frage der Regu-
lierung der (organisierten) Suizidhilfe eine gesamt-
gesellschaftliche Diskussion braucht. Diese ist jetzt 
mit dem – nur schon deshalb zu begrüssenden – Ur-
teil des EGMR wieder lanciert. Indem der EGMR auf 
die Schwierigkeiten der politischen Konsensfindung 
in ethischen Fragen verweist, deutet er an, dass die 
Entwicklung von Leitlinien durch das Bundesgericht 
nicht genügen dürfte und dass es eine gesetzliche 
Regelung braucht.
Auch wenn der EGMR offen lässt, ob ein Gesetz im 
formellen Sinn erlassen werden muss, ist festzuhal-
ten, dass eine Anpassung auf Verordnungsebene kei-
ne Lösung sein kann. Eine allfällige Liberalisierung 
der Regeln für die Verschreibung von Natrium-Pen-
tobarbital bedürfte einer Änderung des Heilmittel-
gesetzes, welches verlangt, dass beim Umgang mit 
Heilmitteln die Gesundheit des Menschen nicht ge-
fährdet wird (Art. 3 HMG). Die Verschreibung einer 
tödlichen Dosis Natrium-Pentobarbital widerspricht 
somit den allgemeinen Bestimmungen des aktuell 
gültigen Gesetzes.
In diesem Zusammenhang sei auf das Urteil des 
Tribunal régional du Littoral et du Val-de-Travers 
vom 8. Juli 2013 verwiesen, in dem ein Arzt gestützt 
auf Art. 86 i. V. m. Art. 26 Abs. 2 HMG für die Ver-
schreibung von Natrium-Pentobarbital zu einer 
 Busse von 500 Franken verurteilt wurde. Eine schrift-
liche Urteilsbegründung war im Zeitpunkt des Re-
daktionsschlusses für die vorliegende Ausgabe von 
Pflegerecht noch nicht erhältlich.
Daniel Hürlimann
